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Erklärungen des Staatspräsidenten
im Badischen Landtag

Im Badische » Landtag gab am Donnerstagnachmittag vor
Eintritt in die Tagesordnung Staatspräsident De Schmitt
folgende Erklärung ab :

„Der Herr Reichspräsident hat die 'Sturmabteilungen und
die Schutzstaffeln der Rationalsozialistischen Deutschen Arbei¬
terpartei mit allen ihren Einrichtungen ausgelöst . Die da -
dische Regierun « begrüßt es. daß ihr seit Monaten wiederholt
und nachdritcktich in Berlin vorgetragener Wunsch endlich er-
süllt ist . Es geht nicht an , daß im Staat noch ein anderer
Staat besteht. Die öffentliche Gewalt darf nur in der Hand
der verfassungsmäßigen Regierung liegen . Es ist uuerträg -
lich , daß eine politische Partei eine militärisch orgauisierte
Privatarmee besitzt , mit der sie ihre ttmsturzbestrebungen
durchzuführen versuchen kann . Der Staat hat da « Recht,
hier sogar die Pflicht zur Notwehr . Untätig zuzusehen , hieße
fiir den Staat , sich selbst aufzugeben . Die Geduld der Re-
gierung währte lange , vielleicht zu lange .

Das . Gebot der Selbsterhaltung legt aber dem Staat mit
zwingender Notwendigkeit noch eine andere Aufgabe auf .
Zahlreiche Beamte haben in der letzten Zeit ihre beschworene
Treuepflicht gegen den Staat gröblich verletzt. Die Regie -
rung darf und kann hier nicht mehr lange zusehen , wenn
nicht das Vertrauen des Volkes zum Staate erschüttert wer -
den soll.

Die Regierung mahnt deshalb alle Beamten , den Legali -
tätsbeteueruugen der Nationalsozialistischen Deutschen Arbei -
t^ partel keinen Glanben mehr zu schenken . Die Regierung
Mt das Vertrauen zu ihren Beamten , daß sie, nachdem der
Herr Reichspräsident so deutlich gesprochen hat , zu ihrer
Pflicht zurückkehren .

Gegen diejenigen , welche trotz dieser Ermahnungen
sich im Sinne der Kommunistischen Partei oder der
Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiter -
parte » betätigen , wird die badische Staatsregierung fol -
gende Maßnahmen ergreifen :

1 . Den außerplanmäßigen Beamten , de« A n -
gestellten und Arbeitern wird die Regierung das
Dienstverhältnis im Rahmen der Gesetze k tt n -
digen .

2. Gegenüber den widerruflich angestellten
planmäßigen Beamten wird die Regierung gemäß
s 4 des Beamtengesetzes den Widerruf der Anstel -
l u n g ausspreche» und das Dienstverhältnis kündigen.

3 . Für die unwiderruflich planmäßigen Be -
amten gilt folgendes :
a) Sie haben diejenigen Folgen zu tragen , welche sich we-

gen Verletzung der Treuepflicht gegen den Staat auf
Grund von Disziplinarverfahren nach Maß -
gäbe der bestehenden Gesetze ergeben .

Im übrigen find
b) die sogenannten politischen Beamten im Sinne

des 8 27 des Beamlengesetzes in den einstweiligen
Ruhe st and zu versetzen.

c ) Bei dem Abbau nach Artikel 53 § 3 der Haushattsnot -
vcrordnung vom 9 . Oktober 1931 sind die betreffenden
Beamten vorzugsweise in Aussicht zu nehmen .

Die StaatSregierung erwartet , daß die Gemeinde «
ilhnlich verfahren . Wegen der Reichsbeamte « und der
Reichsbahnbeamten wird sich die badische StaatSregierung an
M« Reichsregierung wende « .

Diese Matznahmen sind notwendig , um eine der wichtigsten
Säulen des Staates , nämlich die Beamtenschaft , vor Zerset¬
zung und damit den Staat selbst vor Niedergang zu bewahren .

"

Die Maßnahme « gege « SA . und SS .
i « Württemberg

Bom Polizeipräsidium Stuttgart wird mitgeteilt : Im Per -
folg der vom Reichsminister des Innern verfügten Auflösung
der SA .- und SS .-Formationen der NSDAP , hat die Polizei -
Präsidium Stuttgart (Landeskrkninalpolizeiamt ) im Verlauf
des Donnerstag die notwendigen Durchsuchungen im ganzen
Lande vorgenommen . Das sichergestellte Material wird in den
nächsten Tagen einer Durchsicht unterzogen werden .

*
Beschlagnahmtes SA . - Material in Hessen. Nach einer amt .

liehen Mitteilung aus Darmstadt haben die Haussuchungen in
den SA . - BüroS umfangreiches Material über den Charakter
der SA . - und SS . - Formationen und ihre Tätigkeit zutage
gefördert . Schon jetzt habe sie Prüfling ergeben , oatz das
Berbpt der Reichsregierung i« jeder Hinficht berechtigt und
dringend erforderlich war . — Die Nationalsozialisten haben
die Einberufung des Landtags beantragt .

Letzte Nachrichten
Die Auflösung der SÄl .

und ein SavaS - Demenii
Keine deutsch-französische Verabredung

WTB . Paris , IS . April . (Tel . ! Die Agentur Havas gibt
in einer Berliner Meldung Erklärungen wieder , die Hitler
gestern vor Vertretern der angelsächsischen Presse über die
Auflösung seiner Sturmabteilungen abgegebeil hat , und hebt
die stelle hervor , in der Hitler behauptet , daß die Auflösung
auf Ersuchen Frankreichs erfolgt sei , und dah im Juli 1931
der Reichskanzler bei seinem Besuch in Paris der französischen
Regierung ein solches Versprechen gegeben habe .

Der Berliner Korrespondent der Agentur Havas bemerkt
zu diesen Behauptungen : Nicht nur nicht hat die Reichsregie -
rung im Juli irgendein Versprechen dieser Art der franzö -
fischen Regierung gegeben , sondern sie hat sogar eindeutig er -
klärt, das; sie irgendeine derartige Verpflichtung nicht über -
nehmen könne. Wir glauben versichern zu können, datz weder
im Juli noch später zwischen Frankreich und Deutschland
irgendeine Aussprache über die innenpolitische Lage Deutsch-
lauds stattgefunden hat, die im geringsten eine Geschichte recht-
fertigen könnte , die zum Zweck einer nur zu offensichtlichen
innerpolitischen nationalsozialistischen Propaganda erfunden
ist.

*
Aus Berlin wird amtlich mitgeteilt :
Hitler hatte auswärtigen Korrespondenten gegenüber be-

hauptet , er besitze Beweise dafür , datz die Aufhebung der
«sA . durch den Reichskanzler auf den Druck des französischen
Ministerpräsidenten erfolgt sei . . Diese Behauptung ist voll -
komme« erfunden und verfolgt lediglich den Zweck , die Reichs -
regierung zu verdächtigen und ihr Ansehen im In - und Au8 -
lande herabzusetzen .

Nie Finanzhilfe kür die Donanstante «
Aussprache im Völkerbuudsrat

WTB . Genf , 15. April . ( Tel .) Der Völkerbuudsrat beschäf-
tigte sich heute vormittag mit den Festellungen des Berichte ?
deS Finauzkomitees über die besonderen finanziellen Verhält -
nisse Österreichs, Ungarns , Bulgariens und Griechenlands .

Der Berichterstatter , der norwegische Außenminister Kraab -
land , unterstrich die Notwendigkeit einer raschen Regelung der
Kreditbeschaffung und schlug vor, datz der Völkerbundsrat die
Ausführungen des Finanzkomitees über die von Osterreich zu
treffenden inneren Matznahmen zur Besserung der Lage zur
Kenntnis nehmeil und die Hoffnung aussprechen solle, datz in
Osterreich alle Anstrengungen nnternommen werden , um das
Bndgetgleichgewicht aufrecht zu erhalten und zu einer Wirt -
fainen Lösung der gegenwärtigen Bankprobleme zu gelangen .

Der österreichische Delegierte , Gesandter Pflügte , schloß sich
den Ausführungen des Berichterstatters au , wobei er oie
Dringlichkeit wirksamer Hilfsmaßnahmen besonders betonte .
Er erklärte , die österreichische Regierung werde mit ihren be-
schränkten Aktionsmitteln ihre Bemühungen um die Besserung
der Lage fortsetzen , und sei dies ohne Hoffnung auf die Ver -
Handlungen zwischen den Großmächten über eine wirksame
Hilfe für die notleidenden Donauländer . Praktische Maßnah -
men dürften nicht länger aufgeschoben werden .

Oer deutsche Außenhandel im KlSv »
Abnahme der Ausfuhr um 10,7 Millionen RM .

Im deutschen Autzenhandel können sich gegenüber der in
allgemeine Umsatzrestriktion ausmündenden Handelspolitik der
Welt einerseits und der besonderen finanziellen Zwangslage
Deutschlands andererseits saisonmäßige Tendenzen nur noch
schwer durchsetzen. So hätte normalerweise im März ein
stärkeres Ansteigen der Ausfuhr und ein annähernder Gleich -
stand der Einfuhr erwartet werden müssen .

Die Einfuhr ist im März um 77 Will . Reichsmark auf 364
Mill . Reichsmark gesunken . Der Wertrückgang der Einfuhr
(minus 17,5 Proz . ) ist ausschlaggebend die Folge der mengen -
inätzigen Schrumpfung der Einfuhr , die sast 15 Proz . betragen
hat : das durchschnittliche Preisniveau ist nur um 3,1 Proz .
gesunken . Beteiligt am Rückgang sind die Rohstoffe mit 42
Mill . Reichsmark , die Lebensmittel mit 20 Mill . Reichsmark
und die Fertigwaren mit 15 Mill . Reichsmark .

Die Ausfuhr beträgt im März 516 Mill . Reichsmark . Hinzu
kommen wie im Vormonat Reparationssachlieserungen im
Werte von 11 Mill . Reichsmark . Die Abnahme der Gesamt -
ausfuhr gegenüber Februar beziffert sich auf 10,7 Mill . Reichs -
mark, von denen 6 Mill . Reichsmark auf die Fertigwaren und
4 Mill . Reichsmark auf die Rohstoffe entfallen . Zurückgegan -
gell ist die Ausfuhr namentlich nach der Schweiz und Groß -
britannien , ferner nach China und Dänemark , zugenommen
hat der Warenabsatz nach Frankreich , den Niederlanden und
Schweden

Die Handelsbilanz schließt im März mit einem Ausfuhr -
Überschuß in Höhe von 152 (Februar 88 , Mill . Reichsmark ab.
Einschließlich der Reparationssachlieserungen beziffert sich der
Ausfuhrüberschuß auf 183 Mill . Reichsmark (97 ) .

Verhaftung eines sächsischen Landtagsabgeordnrten . Der
nationalsozialistische Landtags

'
abgeordnete Studentkowski wurde

in Leipzig verhaftet . Er hatte in einer Versammlung gesagt ,
da Hindenburg das Verbot der SA . unterschrieben habe, zum
mindesten aber decke , möchte er (Studenwwski > am liebsten
„ausspucken vor diesem erbärmlichen Kerl "

. Die Wahl habe
es jedem Zweifel entrückt , datz Hindenburg in der Tat der
„Kandidat der Marinemeuterer und Deserteure " gewesen sei.

tvivts «haftliche Umschau
Das deutsche Steuersystem — Der Trinkbrannt -

weinverbrauch — Bon der Rheinschiffahrt
Die Vereinfachung unseres Steuersystems ist eine alte

Forderung , die sowohl aus den Kreisen der Steuerzahler
heraus erhoben lvird , wie aus finanzpolitisch interessier -
tenKreisen in Wirtschaft und Parlament,weil dadurch auch
erhebliche Verwaltungsersparnisse erzielt werden könne » .
Es sind gewiß durch das Reichsfinanzministerium be-
reits einzelne Vereinsachimgen erfolgt , wie die Heraus -
setznng der unteren Vermögensgrenze für die Vermögens¬
steuer (auf 20 000 RM . ) und die Einheitssteuer für die
Landwirtschaft , aber inzwischen wurden die Steuer »
noch mehr kompliziert , als dies bisher der Fall war . Es
sei hier nur auf die verschiedenen Zuschläge zur Ein -,
kommensteuer für Einkommen von mehr als 8000 RM .,
für Ledige , auf die Krisensteuer , auf die Bürgersteuer
hingewiesen , die samt und sonders nichts als eine Erhö -
hung der Einkommensteuer in zum Teil komplizierter
Form bedeuten .

Auch staatspolitisch ist ein solches Steuersystem bedenk-
lich . weil es sichtlich verbitternd auf den Steuerpflichti -
gen wirkt , da er immer neue Auflagen von den verschie-
denen Seiten erhält , zumal zu den Zuschlägen zur Ein -
kommensteuer noch die Kirchensteuer und außerdem jetzt
noch das Kirchgeld hinzukommen . Dabei besteht eine
womöglich noch kompliziertere Gewerbe - und Real -
besteuernng . die außerdem das Einkommen zusätzlich
belastet , und all das wirkt sich sicher auch innerpolitisch
aus . Sogar außenpolitische Folgen , die. .nicht zu gering
veranschlagt werden mögen , hat

"
die Unübersichtlichkeit

unserer Steuergesetzgebung , weil das Ausland , ohne die
mannigfachen Zuschlüge in Rechnung zu stellen , die Be -.
lastung des deutschen Volkes zu niedrig einschätzte und
damit ^ seit langem seine Zumutungen begründete .Aus diesen Gründen wird ein Umbau unserer Steuer -
gesetzgebung von Grund aus befürwortet . Vor dem
Kriege hatten wir einen viel einfacheren Aufbau des
Steuerwesens , mit eindeutiger Verteilung der Steuer -
quellen für Reich , Länder und Gemeinden , und deshalb
wird es als notwendig bezeichnet, unter solchen Gesichts -
punkten den Neuaufbau vorzunehmen , der letzten Endes
dann viel mehr als ein Umbau sein würde . Wie er -
wähnt , ergibt sich aus unserem heutigen Steuerwesen in -
folge seiner Kompliziertheit auch eine indirekte Mehr -
belastung für den Steuerzahler , da vielfach die Steuer¬
behörden zu ihren Berufsbeamten , wenn sich die Arbeit
in bestimmten Perioden stoßweise häuft , noch Auge -
stellte einstellen müssen . Es handelt sich also auch um
eiue rein rechnerische Frage der öffentlichen Etats , bei
deren Inangriffnahme durch die öffentlichen Stellen
und entsprechendem Verständnis der politischen Parteieil
sich gewiß noch erhebliche Ersparnisse erzielen ließen .
Auch muß bedacht werden , daß ein so kompliziertes
Steuersystem , wie das jetzige, die Veranlagung und rich-
tige Erfassung der steuerpflichtigen Einkommen und
Werte erschwert und so auch gu Steuerhinterziehungen
uitd Schädigung der öffentlichen Kassen Anlaß gibt . Di «
Reform der Steuergesetzgebung gehört aus allen diesen
Gründen zu den wichtigsten Reformen ans dem Gebiet
der Innen - und Wirtschaftspolitik .

*
Der starke Rückgang des Konsuins an alkoholischen.

Getränken in Deutschland ist an und für sich hocherfreu -
lich , namentlich , weil der Konsum an Trinkbrauntwein
besonders abgenommen hat . Andererseits zeigen sich
freilich auch nachteilige Wirkungen auf der Volkswirt -
schaftlichen und finanzpolitischen Seite . Die deutsche
Landwirtschaft hängt zum Teil im stärksten Maß von der
Entwicklung der Gärungsgewerbe ab , ob sie nun Bier
oder Branntwein erzeugen . Außerdem aber spüren die
öffentlichen Einnahmen , die mit sehr hohen Beträgen
aus die Steuern aus alkoholischen Getränken angewie -
sen sind , diesen Rückgang nun in so starker Weise, daß
man zunächst die Biersteuer ermäßigt hat , wogegen schon
deshalb nichts einzuwenden ist, weil das Bier (neben
dem keiner Reichssteuer unterliegenden Wein ) , in ver -
nünftigem Maß genossen, kaum für Schäden an
der Volksgesnndheit verantwortlich gemacht werden
kann .

Anders sreilich ist es mit dem Branntwein . Die vom
Reichsfinanzminister in Aussicht gestellte Se »kung der
Branntweinsteuer , die natürlich die Folge einer Ermäßig



einig des Verkaufspreises gehabt hätte , wurde vom
Reichskabinett nicht durchgeführt , wogegen nun das
Spirituosengewerbe scharf protestiert mit deni Hinweis
daraus , daß in Holland der überhöhte Spritpreis gesenkt
und neben Verdienst und Arbeit erhöhte Steuereinkünfte
geschaffen worden seien . Es ist richtig , daß durch die
hohe Besteuerung des Branntweins weiter viele Mil¬
lionen an Steuerausfällen entstehen (was feit Jahren
aus den Ergebnissen der deutschen Branntweinmonopol -
Verwaltung ersichtlich ist) und auch viele Erwerbslose ge-
schaffen werden , da die Betriebe immer mehr eingeschränkt
werden . Ferner ist die Landwirtschaft , besonders die im
Osten Deutschlands , aus Branntweinbrennerei angewie -
sen , und außerdem hat sich , gerade infolge der hohen Be -
steuerung desTrinkbranntweins , ^dieSchwarzbrennerei zU
einer gewissen Blüte entfaltet . Allein der Abfatz von
Trinkbranntwein ist für das Reich gewinnbringend ,
während der zu erniäßigten Preisen abgesetzte Sprit für
technisch ? und Betriebszwecke Zuschüsse erfordert , welche
die landwirtschaftlichen Brennereien von der Reichsmono -
Polverwaltung als direkte Subventionen erhalten . Es
ist aber auf keinen Fall anzunehmen und auch nicht zu
wünschen , daß der Trinkbranntweinverbrauch wieder auf
die frühere Höhe steigt . Er betrug auf den Kopf
der Bevölkerung in Deutschland zu Beginn des Jahr -
Hunderts nicht weniger als 8,7 Liter int Jahr und ist
jetzt erfreulicherweise auf 0,68 Liter zurückgegangen ,
wobei freilich zugegeben werden muß , daß auch erheb -
liche Mengen schwarzgebrannten und geschmuggelten
Branntweins in den Verkehr gelangten . Allein in den
letzten zwei Jahren ist der Trinkbranntweinverbrauch
der 1928/29 rund 669 900 Hektoliter betragen hatte ,
fast um die Hälfte (auf 369 999 Hektoliter ) zurückgegan -
gen , während der Spiritusverbrauch für technische
Zwecke , der freilich dem Reich keinen Gewinn bringt ,
a if seiner vorjährigen Höhe gehalten werden konnte.

Mit Rücksicht auf die östliche Landwirtschaft und ihre
große Kartoffelernte hatte man eine Mehrproduktion an
Branntwein auch im abgelaufenen Geschäftsjahr zuge-
Iilsfen und , obwohl die hohen Vorräte höchstens eine Aus -
rutzung von 31 Prozent des Brennrechtes rechtfertigten ,
ein solches von 79 Prozent gestattet . Die Folge ist, daß
sich nun die erhebliche Zinsen beanspruchenden Vor -
läte der Reichsmonopolverwaltung weiter erhöht haben
und von 1,58 Millionen Hektoliter auf fast 2 Millionen
Hektoliter mit Ablauf des neuen Geschäftsjahres gestie-

- gen sind . Der Überschuß der Reichsmonopolverwaltung
hat sich von 212,5 Millionen Reichsmark auf 294 Millio -
uen Reichsmark verringert , wovon rund 299 Millionen
Reichsmark vorschußweise an das Reich abgeführt wor -
den sind. Der durchschnittliche , den Brennereien ge -
zahlte Übernahmepreis für den Hektoliter Weingeist

64 während _
insgesamt rund 2,5 Millionen Hektoliter (gegen 2,7 Mil -
lionen im Vorjahr ) Branntwein an die Monopolverwal -
tung abgeliefert wurden . Nur der vermehrte Abfatz von
Sprit als Zumischung zum Treibstoff hat einen nen -
nenswerten Rückgang des Gefamtabfatzes verhindert .

-Die Frage der 'Zumischung von Spiritus in größeren
Mengen zu den Treibstoffen in Verbindung mit einem
Reichstreibstoffmonopol ist übrigens weiterhin noch nicht
geklärt .

*
Die Rheinfchiffahrt leidet nicht nnr wie alle deutschen

Verkehrs -Gewerbe und - Einrichtungen unter der Wirt -
fchaftsschrnmpfung , sondern bekanntlich außerdem in be-
Anderem Maß durch die Konkurrenz des Auslandes ,
das bedeutend niedrigere Löhne als die deutsche Schiff -
fahrt bezahlt . Das französische Lohnniveau , das schon
immer um 25 bis 39 Prozent niedriger als die deutschen
Löhne waren — und außerdem ein Personal hat , das
nach seiner Herkunft bei der Übernahme des Schiffs -
ranms zum größten Teil deutsch ist — , ist im Laufe von
mehr als einem Jahr um etwa 29 Prozent ermäßigt
worden . Das hat zur Folge , daß die französische Rhein -
-flotte fast ausnahmslos beschäftigt ist, während von den
auf dem Rhein stilliegenden Schiffen , 85 Proz ., die deut¬
sche Flagge führen . Dazu kommt außerdem noch die Kon -
kurrenz der Reichsbahn . Die neuerlich vorgenommenen
Verbilliguugen der Kohlenfrachten für den kombinierten
Eisenbahn -Rhein -Eisenbahnverkehr aus den Kohlengebie -
ten an derRuhr und beiÄachen nachSüddeutfchland wer -
den als ungenügend bezeichnet, weil die direkten Frach -
ten für den Bahnverkehr schon im Dezember vorigen
Jahres Ermäßigungen bis zu 26 Prozent erfuhren , nnd
sich diese Ermäßigung besonders auf den Absatzkreis der
Oberrhein - und Mainhäfen auswirke . Praktisch sei die
Spanne zwischen direktem Verkehr und dem Verkehr über
den Rhein verringert , und die Folge sei , daß ein großer
Teil des süddeutsche« Absatzgebietes vorteilhaft überhaupt
nicht mehr über den Rhein bedient werden könne .

Die Kleinschiffer auf dem Rhein , die bekanntlich in dem
Partikularfchifferverband Jus et Justitia vereinigt sind,
haben zu ihrer Tagung , die für Ende April nach Wies -
baden einberufen worden ist, nun Forderungen ange -
meldet , die , wie es heißt , auf eine „staatliche Unterstüt¬
zung als Üdergangsmaßnahme " hinauslaufen , nachdem
es offenbar nicht gelungen ist . die Pläne zu verwirk -
lichen, die sich auf eine freiwillige Beschränkung des Be-
ladungsraumes richteten . Es soll nicht nur unter staat¬
lichem Zwang eine gleichmäßige Verteilung des Trans -
portgutes sichergestellt werden , sondern es werden auch
Überbrückungskredite , also Subventionen , verlangt , um
die Gelder für die Verpflichtungen gegenüber den hol¬
ländischen Hvvothekenbanken auf Schiffshypotheken

flüssig zu inacyen und den Verlust des Kahnraums nnd
des Eigenvermögens der Schiffer an Holland zu ver -
hindern . Während hier wohl Subventionen » fonds
perdu verlangt werden , wollen die Vorschläge auf Frach -
tenverteilung ähnliches , wie es bereits durch die Kar -
tellierung der Binnenschiffahrt anf der Oder und der
Elbe und den Wasserstraßen zwischen diesen beiden
Flüssen durch reichsgesetzliche Maßnahmen vorgesehen ist
und demnächst in Kraft treten soll. Derartige Zwangs -
schiffer-Betriebsverbände und - Frachtenausschüsse , mit
Kleinschifferkammern , die sich deutlich als Zwangskartelle
darstellen , wurden bisher für die Rheinfchiffahrt im Hin -
blick auf ihren internationalen Charakter als schwer
durchführbar angesehen . Es fragt sich, ob die Durch -
führung entsprechend den Forderungen der rheinischen
Kleinschiffer nun doch möglich ist . % *

Die Landevwahlen
11 Landeswahlvorschläge in Württemberg

Der Landeswahlausschuß Stuttgart hat in seiner Sitzung
vom 13 . April 1932 folgende LaudeSvorschlagslifte in der nach-
stehenden Fassung itnb Reihenfolge festgesetzt :

1 . Sozialdemokratische Partei Württembergs ,
2 . Württembergische Zentrumspartei .
3 . Württembergischer Bauern - und Weingärtnerbund ,
4 . Deutsch -Demokratische Partei ,
5 . Kommunistische Partei Deutschlands ,
ö . Deutschnationale Volkspartei (Württembergische Bürger -

Partei ) ,
7. Deutsche Volkspartei und Volkskonservative Vereinigung ,
8 . Christlicher Volksdienst für Württemberg ,
8 . Volksrechtspartei ,

10. Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei (Hitler -
beweguug ) ,

11 . Freie parteilose Wählervereinigung .
Ferner hat der Landeswahlausschutz in derselben Sitzung die

von den vorstehend genannten Parteien eingereichten Ver -
dindungserklärnngen zugelassen . Wesentliche Anstände haben
sich hierbei nicht ergeben .

Aus dem Kekbsvat
Für Schutz der Holz - und Waldwirtschaft

Der Reichsrat hielt am Donnerstag seine erste Sitzung nach
Ostern ab . Eine längere Aussprache entspann sich über die
Verlängerung des Reutralitätsvertrages und des Schlichtungs¬
abkommens mit der Sowjetnnion . Die Verträge sollen frü -
hestens am 30 . Juni 1933 wieder kündbar sein .

Der bayrische Gesandte , Dr. v . Preger , lehnte namens der
bayrischen Regierung die Verlängerung ab , solange nicht aus -
reichende Sicherungen für die deutsche Holz - und Waldwirt -
schaff geschaffen feien . Der württembergische Gesandte , Boslcr ,
gab gleichfalls eine ablehnende Erklärung ab , in der es heißt ,
daß die württembergische Holz - und Waldwirtschaft von der
russischen Schleudertonkurrenz besonders betroffen sei. und
daß die württembergische Regierung wiederholt dringende Vor -
stellungen bei der Reichsregierung erhoben habe , um einen
ausreichenden Schutz für die deutsche Waldwirtschaft zu er -
reichen . Da die vorliegenden Verträge auf eine Weitergeltung
der im Bapollovertrag ^ gnMltenev . A!eistbegü »stigungsklausel
gingen , lehne die wnrttembergische Regierung die Verlänge -
rung ab .

Der Vertreter der badischen Regierung unterstützte in einer
Erklärung nachdrücklich den Wunsch , daß die Reichsregierung
baldigst ausreichende Sicherunge » für die deutsche Holzwirt -
schaft schaffen möge . Dieser badischen Erklärung schloffen sich
die meisten Länder an . Die preußische Regierung ließ erklären ,
daß es sich bei den vorliegenden Verträgen um rein politische
Vertrüge handele , denen die preußische Regierung zustimme .
Im übrigen hätten die Reichsratsausschüsse bereits beschlossen,
in nächster Zeit die Holzfrage ausführlich zu erörtern . Mit
Mehrheitsbeschlutz wurde dann der Verlängerung zugestimmt .

Der Reichsrat genehmigte dann die Ausprägung von wci -
teren 100 Mill . RM . in Füusmarkstückeu. Hierbei wurde aus
dem Reichsrat der Wunsch geäußert , datz die Fünfmarkstücke
etwas kleiner geprägt werden . In ihrer jetzigen Größe nnd
Schwere seien sie zu einer förmlichen Landplage geworden
und hätten eine wesentliche Erschwerung des Verkehrs mit sich
gebracht .

9Wv9t «luwVUOiiU
Die Glückwünsche des diplomatische » Korps . Der apostolische

Nunzius überbrachte am Donnerstag in Berlin dem Reichs -
Präsidenten zu seiner Wiederwahl die Glückwünsche des Diplo -
malischen Korps .

Reichskanzler vr . Brüning hat am Donnerstagabend nach
Beendigung der Kabinettssivung die Reise » ach Genf ange -
treten .

Das Reichsbanner und das Verbot der SA . Die Bundes -
Pressestelle des Reichsbanners teilt mit , datz die beschließenden
Körperschaften des Reichsbanners sofort nach den Preußen -
Wahlen zusammentreten werden , um zu der durch das SÄ .-
Verbot geschaffenen Lage Stellung zu nehmen . Ein früherer
Zusammentritt sei nicht möglich, da sämtliche Kräfte durch den
Wahlkampf gebunden sind.

Die Berliner „Rote Fahue " ist wegen Verächtlichmachung
und Beleidigung des Herrn Reichspräsidenten anf drei Tage
verboten worden .

Der Gemeindearbeiter - Reichsmanteltnrif ist bis zum 30.
Juni verlängert worden . Uber die Lohntarife konnten sich die
Parteien nicht einigen .

Der Haager Memel - Prozeß . Bei dringlicher Behandlung des
ganzen Verfahrens , kann , wie aus dein Haag gemeldet wird ,
damit gerechnet werden , daß die Entscheidung des Gerichts -
Hofes frühestens in drei Monaten vorliegen wird .

Aleint «fbcottil
Die DevisenbewirtschaftungSstelle Düsseldorf ist erheblichen

Effektenfchiebungen auf die Spur gekommen . Hochwertige
deutsche Wertpapiere im Betrage von mehreren Millionen
Reichsmark sind in letzter Zeit aus dem Auslande nach
Deutschland gebracht und an kleine Bankfirmen des Rhein -
laudes von Strohmäitnern veräußert worden , so daß der Er»
lös . dessen Höhe noch nicht feststeht, anf unberechtigte Weise
ins Ausland gelangt ist .

Wie aus Soerabaja lZava ) gemeldet wird , stürzte dort ein
Dornier - Flugboot ins Meer und ging unter . Drei Unteroffi -
ziere , die sich an Bord befanden , werden vermißt . Bin viert »r
Unteroffizier hat Verletzungen erlitten , denen er bald nach
dem Absturz erlegen ist .

Die Bultanausbrüche in den Anden
Die VulkanausSrüche in den Anden haben — wie aus

Balparaifo (Chile ) gemeldet wird — aufgehört . Die Lage ist
jetzt dort wieder vollkommen normal . Es ist kein Opfer an
Menschenleben zu beklagen .

Auch aus Tt . Raphael (Argentinien ) wird gemeldet , daß
der Aschenregen völlig aufhörte . Tie Schulen sind geschlossen,
der Handel liegt darnieder und der Verkehr kann infolge star -
ker SichtbehinderuNg nicht aufrechterhalten werden . Trotz des
Niedergehens großer Aschenmassen sind weder Häuser einge -
stürzt , noch Menschenleben zu schaden gekommen . Infolge
der anhaltenden Trockenheit macht sich der Lebenömittelmangel
in einigen nördlichen Staaten Argentiniens in katastrophaler
Weise bemerkbar . Die Regierung trachtet , der heimgesuchten
Bevölkerung zu Hilfe zu kommen , namentlich in den Staaten
Ceara , Parahyaba und Rio Grande bei Norte . Vielerorts
herrscht förmliche Hungersnot . Die Bevölkerung flüchtet nach
den Küstenstrichen auf der Suche nach Wasser und Lebens -
Mitteln .

BaeMsedts/er Teil

tvabt des ReichSvvssldenten
Von der Pressestelle beim Staatsministerium wird mitge »

teilt :
** Am Freitag , den 15. April 1932, nachmittags 5Vi Uhr ,

findet im großen Sitzungssaal des Ministerium des Innern
in Karlsruhe , Schloßplatz 19,( 3 . Stock , die Sitzung des Kreis -
Wahlausschusses des 32. Wahlkreises zur Ermittelung des end-
gültige » Abstimmungsergebnisses des Zweiten Wahlganges der
Reichspräsidentenwahl vom 10. April 1932 statt .

Den Stimmberechtigten steht der Zutritt zu der Sitzung
offen .

Vadistbev Landtag
13. Sitzung .

Karlsruhe , 14. April 1932.
Präsident Tuffner eröffnet die Sitzung mit der Bekannt -

gäbe zahlreicher Eingänge . ^
Zunächst werden

Kurze Anfrage »
erledigt .

Auf eine nationalsozialistische Anfrage wird regierungsseitig
erklärt , datz beim Padcnwcrk kein Geheimbuch geführt werde ,
und auch die Angaben über die Gehälter unzutreffend seien .

Eine weitere Anfrage der Nationalsozialisten betrifft
das Reichsbanner

Die Regierung erklärt : Das Reichsbanner ist keine Hilfs -
Polizei des staatlichen Sicherheitsdienstes . Es ist eine frei -
willige Organisation zum Schutze der Republik.

Die Regierung hat keine Veranlassung , Erhebungen zu ver -
anstalte » , in welchem Umfange Beamte des staatlichen Sicher -
heitsdienstes dem Reichsbanner angehören nnd sich außer -
dienstlich im ihm betätigen .

Ferner gibt die Regierung Auskunft über die Lage der
kriegSbefchädigte» Schulassessoren.

Baden und NSDAP .
Vor Eintritt in die Tagesordnung gibt bei gntbesetzteü ^

Hause und Tribünen Staatspräsident vr . Schmitt die an an -
derer Stelle mitgeteilte Erklärung über die Stellung Badens
«ur Auslösung der SA . und die Betätigung von Beamten in
der Nationalsozialistischen Partei ab .

Die Ausführungen des Staatspräsidenten wurden wieder -
holt von lebhafter Zustimmung der Mehrheit und heftigem
Widerspruch der Rationalsozialisten begleitet . Sie lösten zum
Schluß lautes Bravo ! in den Banken der Regierungsparteien
aus .

Für den Geschäftsordnungsausschuß berichtet Abg . vr .
Wolfhard (Staatsp .) über die

MandatSniederleguug des Abg . Dr. L e e r s .
Das Haus nimmt davon Kenntnis und der Präsident

begrüßt sodann den neueintretenden staatsparteilichen Abge -
ordneten Kaufmann R e u m a n n , Karlsruhe .

!lm die Elektrifizierung der Rheintalbahnlinic
Frankfurt —Basel

Abg . vr . Wolfhard «Staaisp . ) begründet folgende Förmliche
Anfrage seiner Fraktion :

„Nach glaubwürdigen Zeitungsberichten höben die Iran -
zösifchen Bahnen die Elektrifizierung der Eisenbahnlinie
Strahburg —Basel an den Kopf ihres Programms gestellt.

Diese von Westen her drohende Nberslügeluug der deutsche»
Rheintallinie wird sich im Personen - und Güterverkehr sehr
empfindlich zum Rachteil der Reichseisenbahn auswirken . Es
besteht die Gefahr , datz durch die Elektrifizierung der französi
sehen Rheintalkinie der Verkehrsstrom von den großen badi
sehen Städten am Oberrhein sehr erheblich abgelenkt wird .

Wir fragen an :
1 . Was hat die Badische Regierung im letzten Jahr getan ,

um die unerläßliche Elektrifizierung der Strecke Frank -
fürt a . M .— Bafel im unmittelbare » Anschluß an du
Elektrifizierung der Ostweststrrcke München Kehl zwecks
Auffechterhaltung der Leistungs - und Wettbewerbsfähig -
keit dieser Linien zur Durchführung zu bringen ?

2 . Welche Maßnahmen gedenkt die Regierung weiterhin bei
Reich und Reichsbahnverwaltung zu ergreifen , um dieses
Ziel der Elektrifizierung — auch im Hinblick auf die drin -
gend notwendige Arbeitsbeschaffung im schwerbelasteten
Grenzland Baden — mit möglichster Beschleunigung zu
erreichen ? "

Der Redner hat den Eindruck , daß von Baden aus zu wenig
geschehe. Unser Grenzland , das seinerzeit dem Reiche ein
ausgezeichnetes Eisenbahnnetz übergeben habe , befinde sich
gegenüber Württemberg in der Elektrifizier » ngssrakc gewal -
tig im Nachteil . Baden habe schwer unter der ausländischen
Bahnkonknrrenz zu leiden und es sei an der Zeit , daß die
maßgebenden Stellen in Berlin der Not des Grenzlande »
Rechnung tragen .

Die Antwort der Regierung erfolgte später im Laufe der
Sitzung .

Sie wurde namens des Finanzministers von Ministerialrat
vr . Seeg « erteilt und besagt : Die Zeitungsnachrichten Wer
die Elekkrisizierung französischer Bahnen haben den Finanz -
minister veranlaßt , noch vor Eingang der Förmlichen Anfrage
mit dem Generaldirektor der Reichsbahn - Gesellschaft erneut
ins Benehmen zu treten . Schon in einem früheren Stadium
hat sich ein Ausschuß mit der Prüfung der Frage besaßt , unt
der Reichsarbeitsminister hat sich sehr für die badischen B «



lange emgcieet . Die neryandwugeu wurden su,ch die Juli -
Iris » 1931 jäh unterbrochen . Der badische Finanzminister
wird seine Bemühungen zur Dura/suhrung der Elektrifizie¬
rung sortseven , um zusammen mit dem Reich die Reichsbahn -
Gesellschaft zur Verwirklichung des großen Unternehmens zu
bewegen . Auch bei der Frage der AÄeitsbefchaffung wird sich
Gelegenheit geben , die badischen Wünsche erneut mit Ngch-
druck in Berlin geltend zu machen ^

Berichte des Ausschusses für Rechtspflege und
Verwaltung .

Abg. Heinzmann (Zentr .) berichtet über den lommunifti -
scheu Antrag zum

Milchgesetz
dem die Zustimmung versagt werden soll.

Abg . Bock (Komm .) macht zur Begründung seines Antrags
längere Ausführungen . Er ist gegen das Milchgesetz, weil
es den kleinen Bauern und Händlern untragbare Lasten
bringe . Er verlangt Aufhebung der badischen Vollzugsver -
ordnung . Soweit besondere hygienische Maßnahmen bei der
Milcherzeugung notwendig seien , sollen die Kosten der dazu
nötigen Einrichtungen für bäuerliche Familienbetriebe auf
die Staatskasse übernommen werden .

Innenminister Maier
führt aus , er hätte geglaubt , ein Kommunist würde über die
Art d?? Milchwirtschaft , wie sie das Milchgesetz vorsieht , Ver -
ständnis haben . In Rußland greife man doch mit ganz an -
derem Zwange in die Wirtschaft ein als bei uns . Man hätte
es sich gefallen lassen , wen » Abg . Bock als Kommunist für fol-
gende Forderungen eingetreten wäre : verbilligte Milch für
den Konsumenten , anständiger Preis für den Produzenten
und . Belieferung mit hygienisch einwandfreier Milch . _

Der
Minister erläutert dann die Gründe , die zum zwangsmäßigen
Zusammenschluß führen .

Das Milchgesetz habe den Zweck , die gesamte Milch zu er -
fassen , eine hygienisch einwandfreie Milch zu garantieren und
dem Bauern zu ermöglichen , einen wenn auch geringen Ber -
dienst aus der Milchwirtschast herauszuholen . Die Regie -
rung lehne den koinmunistischen Antrag ab , weil er wieder
zur Anarchie auf dem Gebiete der Milchwirtschaft führen
würde .

Regierungsrat Dr. Bader ergänzt als zuständiger Referent
die Ausführungen des Ministers nach der technischen seite
hi ».

Nach dem kurzen Schlußwort des Abg . Bock (Komm .) gibt
Abg . Merk für die Nationalsozialisten die Erklärung ab , daß
diese jede Verantwortung für die Durchführung des Milch -
gesetzes ablehnen müßten , da die Dinge nicht schematisch ge-
regelt werden könnten .

Der kommunistische Antrag wird bei Stimmenthaltung der
Nationalsozialisten abgelehnt .

Nach 8 Uhr tritt Vertagung ein .
Nächste Sitzung Freitag vorm . 9 Uhr .

*

Der «tefttuf des badiswen Waldes
14. Sitzung

DZ . Karlsruhe , 15. April 1932.
Präsident Tuffner eröffnet gegen halb 10 Uhr die 14. Sit -

>ung . Eine Reihe von Tagesordnungspunkten wird abgesetzt .
Das Haus beschäftigt sich mit den Anträgen und Eingaben

»ur .. . rr -'

Notlage der badischen Wald - und Forstwirtschaft
Abg . Seubert (Zentr .) erstattet einen ausführlichen Bericht

über die Ausschußverhandlungen und empfiehlt die An -
nähme folgender Antrüge Duffner u . Gen . (Zentr .) :

• ■.- V , • - , I .
Steuerliche Entlastung der badischen Waldwirtschaft .

Der Landtag wolle beschließen , die Regierung zu ersuchen
1 . angesichts der großen Not in der Waldwirtschaft den für

größere Güter noch bestehenden 40prozentigen Sonderzu -
schlag aufzuheben ,

2 . von § 13 Absatz 1 GGSt -B . weitestgehend Gebrauch zu
machen , sowohl in bezug auf laufende Steuern wie auf
Steuerrückstände , unter Berücksichtigung der in ihrer
Existenz besonders gefährdeten bäuerlichen Betriebe ,

8 . die die Verwendung einheimischen Holzes regelnden Er -
lasse durch eine Verordnung zu ersetzen , welche den Ber -
Wendungszwang für deutsches Holz bei allen mit öffent¬
lichen Geldern gebauten Gebäulichkeiten fordert ,

4 . der Verwendung einheimischen Holzes , speziell von Pa -
pierholz , durch Gewährung frachttarifarischer oder steuer -
licher Begünstigungen Unterstützung zu gewähren ,

5 . die Förderung des Holzhausbaues durch Gewährung gün -
stiger Zahlungsbedingungen an den Käufer von Rund «
holz aus Staats - und Gemeindewald z» unterstützen .

II .
Maßnahmen zum Schuß der badischen Wald - und

Holzwirtschaft .
Der Landtag wolle beschließen , die Regierung um Borstel -

lungen bei der Reichsregierung zu ersuchen , daß diese fol -
vende Maßnahmen zum Schutz der badischen Wald - und
Holzwirtschaft ergreift :

1 . Einwirkung auf die deutsche Reichsbahn , um die Auf -
. hehung der für die bgdifche Holzwirtschaft vernichtenden

Durchfuhrtarife zu erreichen , und
2. Perbesserung der Nachfrachten für Rund - und Schnitt -

holz ;
3. Einführung von Einfuhrscheinen für Holz ;
4 . Zurückführung der Holzeinfuhr , besonders aus den Ost -

ländern , auf ein für die deutsche Holzwirtschaft ertrag -
liches . Maß ;

5 . Wahrung der speziell badischen Interessen gegenüber
Holzeinfuhrsperren der Nachbarländer und bei der Neu -
regelung der .Handelsverträge mit den unmittelbaren
Rachbarländern Schweiz und Frankreich ;

T Verbesserung der Mengenspanne zwischen Rundholz und
Schnittholz im deutschen Einfuhrkontingent bei der
Schweiz zugunsten des Schnittholzes .

Ein Antrag Merk (Nat, -Soz .) soll durch die Annahme obi¬
ger Anträge für erledigt erklärt , die Eingaben des Bad .
Waldbesitzerverbandes , des Bad . GrundbesiyerverbaNdes und
des Verbandes badischer Gemeinden der Regierung empseh «
lend überwiesen und das Gesuch der Bad . Landwirtschasts -
iammer vom 28. Okt . 1931 durch die Erklärung der Regie -
rung für erledigt erklärt werden .

Zur Begründung seines Antrags nimmt Abg .. Duffner
(Zentr .) das Wort . Er bedauert , daß die badischen Jnter -
essen bei der Berliner Bürokratie kein Verständnis gefunden
haben . Man müsse wissen , welch verlustreiche Umstellung die
gesamte badische Wirtschaft an der Grenze vornehmen mußte .
Dazu komme » der Umstand , daß die süddeutsche Industrie
in einer geradezu unglaublichen Weise vernachlässigt wurde .

Redner wendet sich insbesondere gegen die Holzeinfuhr

\
aus Rußland , die dazu führe , daß 27 Prozent des deutschenHolzes nicht verwertet werden können . Alle Geschäfte . die
rufsischerfeits an Bedingungen geknüpft würden , die den deut -
fchen Binnenmarkt zu zerschlagen geeignet seien , müßten ausder Ausfallbürgschaft herausgenommen werden .

Angesichts der deutfch - schweizerischeu Handelsvertragsver -
Handlungen äußert der Redner den lebhaften Wunsch , daß es
gelingen möge, das alte freundnachbarliche Verhältnis zurSchweiz wieder herzustellen . Das sei für die gesamte ober -
badische Industrie von allergrößter Bedeutung . Man denke
vor allem an die Sägewerke und Waldbesitzer an den Süd -
hängen des Schwarzwaldes , die am Schweizer Geschäft inter -
effiert sind.

Abg . Duffner fuhr fort : Die Architekten sollten das Holzwieder zu Ehren bringen . Der Abg . Dr. Schofer hatte Recht ,wenn er einmal die moderne » Bauten als seelenlos bezeich-
»ete . Der Landesforstmeister möge in der Abgabe von billiger
Laubstreu großzügig verfahren , da ^ iu manchen Gegendeneine »och nie dagewefe »e Not zu verzeichnen sei.

Abg . Merk (Nat .-Soz .) begründet den Antrag seiner Frak -
tion . Wo bleibe die Reichsregierung , die gegenüber der
»ord - und mitteldeutsche » Industrie für einen Ausgleich sorgt ?
Baden habe zum Schutze des Waldbesitzes gar nichts erreicht .Es sei eine völlige Sperre der Holzeinfuhr aus dem Auslande
zu fordern , ferner dafür zu sorgen , daß bei allen behördlichenBauten nur deutsches^ Holz verwendet wird . In den Ver -
Handlungen mit der Schweiz scheinen die deutschen Vertreter
keine glückliche Hand gehabt zu haben . Osterreich hätte in
bezug vuf die Holzausfuhr weit mehr erreicht , als das große
Deutschland .

Die Aussprache
eröffnet Abg . Menth (D . Vp .) . Der Etat lasse erkennen , daßaus dein Ztaatswald kaum mehr etwas herauszuholen sei.Wie viel schlimmer muß es dem Privatwald ergehen , auf dem
noch die Steuern lasten . Hier seien die Zinsen höher alsder Reinertrag . Zu dem gewaltigen Rückgang der Ausfuhrkomme der stark gesunkene Jnlandsverbrauch infolge der all -
gemeinen Wirtschaftslage . Der Redner wartet mit erfchüt -
ternden Zahlen auf . Das Bild verdüstere sich noch mehr durchdie Verschlechterung des Binnenmarktes infolge einer Holz -
einfuhr von heute noch 300 000 Tonnen . Es müsse unter allen
Umständen Abhilfe geschaffen werden , indem man statt Flach -
dächer Spitzdächer , statt Steintreppen Holztreppen baut . Auch
Steuernachlässe seien ein Gebot der Stunde . Die Vorberei -
hingen des Holzverzuckerungsverfahrens von Prof . Bergins .Heidelberg , seien soweit gediehen , daß binnen kurzem die Er -
richtung eines Werkes in Mannheim -Rheinau in Aussichtsteht , falls die badische Regierung einiges Entgegenkommen
zeigt .

Abg . Kühn (Zentr . ) berichtet über ein Gesuch des Verbau -
des badisch- pfälzerischer Zinimermeister e . V . in Freiburg
wegen

Abänderung der badifchen Landesbauordnung .
Der Rechtspflegeausschuß beantragt , das Gesuch der Reg ^rung zur Kenntnis zu überweisen in dem Sinne , daß die

Verwendung von Hartholz beim Treppenbau überall da ge-
stattet werden soll, wo nach Lage des Falles eine Feuersgefahrals ausgeschlossen gelten kann .

Finanzminister Dr . Mattes
führt aus , die Regierung wolle den Holzhausbau unterstützen ,nicht allein dadurch , daß sie auf der Ausstellung der D .L .G .
dafür wirbt , sondern durch praktisches Vorgehen . Es sollen
zehn Holzhäuser für Forstwarte im Lande Bade » erstellt wer -
den .

Für die Holzwirtschaft , so fährt der Minister fort , sei das
Entscheidende nicht die Einsuhrfrage . sondern die Preisfrage .Wir könnten auch heute nicht den Holzbedarf vollkommen ausdem Inland decken . Der Kernpunkt des Problems liege bei
der Stellungnahme der Reichsregierung zu der Frage : Kön -
nen wir Cellulose - und Papierzölle einführen ? Wir können
hier nur zur Geltung bringen , daß wir einen stärkereu Schutzunserer Waldwirtschaft wolle » . Es ist aber nicht so , als ob
auf dem Gebiete der Einfuhrbeschränkungen gar nichts ge-
fchehen wäre . Wir hatten 1914 eine Mehreinfuhr von 14 Mil¬
lionen Festmetern , 1930 eine solche von 9,3 Millionen und im
letzten Jahr waren es 4,2 Millionen . Die Reichsregierunghat dabei mitgewirkt auf dem stillen Wege der Devisenbewirt -
schastung .

Den Antrag Merk lehnt der Minister ab . Der national -
sozialistische Redner habe wohl Forderungen gestellt aber kei -
nen Weg gezeigt , wie man es besser machen könne .

Die Versuche der Verwertung des Holzes nach dem Versah -
ren von Prof . Bergius können für unsere Julaudwirtschaftvon außerordentlicher Bedeutnng werden . Die Regierung wird
sich nächstens darüber schlüssig werden , ob sie die von Prof .
Bergius gewünschte besondere Unterstützung gewähren kann
oder nicht .

Abg. Rückert (Sozdem . ) stimmt den Ze » trumsanträgen im
allgemeinen zu . Ob die Architekten zur alteu Bauweise zurück -
kehren , sei fraglich . Wir haben in Baden nicht nur eine Holz -
industrie , sondern auch eine notleidende Stein - und Zement -
industrie . Bei der Holz - und Waldwirtschaft werde der Staat
selbst in außerordentlichem Umfange in Mitleidenschaft ge-
zogen . Die Sozialdemokraten würden darum alles unter -
stützen, was geeignet sei, die Perwendung des heimatlichen
Holzes zu fördern .

Abg. Bock ( Komm . P . ) kämpft gegen bte Behauptung , daßdie russische Holzeinfuhr die deutsche Wirtschaft schädige. Fürdie Kommunisten seien die Anträge , gleich von welcher Seite
sie kämen , unannehmbar , weil sie dem kapitalistischen Jnter -
esse dienten .

Abg . Rifch (Zentr . ) hält an der Tatsache eines russischen
Dumpings fest. Er setzt sich nachdrücklich für die Verwendung
deutschen Holzes beim Hausbau ein.

Abg . Fischer - Konstanz (Staatsp . ) beklagt die moderne Ban -
weise . Man hätte die Heimatkultur mehr pflegen sollen . Wir
haben das Holz uud lieben es nicht !

( Fortsetzung des Berichts in der nächsten Nummer .)

Finanzminister Dr . Mattes spricht am Dienstag
Nach Beschluß des Vertrauensmännerausschusses wird die

Rede des Finanzministers Dr. Mattes zum Staatshaushalt
1932/33 von der heutigen Tagesordnung abgesetzt ; sie wird erst
am nächsten Dienstag vormittag gehalten . An diesem Nach -
mittag und am Mittwochmorgen wird der Etat des Unter -
richtsministeriums behandelt . Dann erfolgt eine Unterbrechung
der Sitzungen bis nach den Preußenwahlen , um den badischen
Abgeordneten Gelegenheit zur Wahlarbeit in den Nachbar -
ländern zu geben . (Zu Ende der nächsten Woche tagt die evan -
gelische LandeSsynode im Landtagssitzungssaal .) Nach der Wahl -
Woche soll zunächst die politische Aussprache stattfinden und
dann die Beratung der einzelnen Haushalte fortgesetzt werden .

Reue Eingänge
Unter den Neueingängen befindet sich ein Antrag der Kom¬

munisten zwecks Aufhebung der durch Verordnung vom 12 . De¬
zember bestimmten Gehaltsznhlnngstrrmine für die Ja ^re

1932/33 . serner ein nationalsozialistischer Äiurag zur Notlagebadischer Künstler . Unter der großen Zahl der eingereichtenGesuche befinden sich solche verschiedener Bcamtcn - rganisaNo .nen zum Staatsvoranfchlag . ferner des Verbandes bnbischrrGemeinden zur Landstraßen,,nterhaltung , des badischen Städte -Verbandes zur Übernahme der Grmeindrgruiidbiichbcamtcn
durch den Staat , des Bundes deutscher Architekten , Landes -
verband Baden , zur Senkung der Grunderwerbsteuer n » d der
Arbeitsgemeinschaft badischer Krankenkassenverbände znr ^ >e-
werbeertragstener .

Aus den Parteien
Wie der „Führer " ankündigt , wird gegen die Durchführungder in der Erklärung des Staatspräsidenten Dr. Schmitt gegen

nationalsozialistische Beamte angedrohten Strafen vom GauBade » der NSDAP , eine einstweilige Verfügung beim Staats -
gerichtshof beantragt werden .

Der Gauleiter , Landtagsabgeordneter Robert Wagner , sagtin einer Mitteilung „An die nationalsozialistischen Beamtenin Baden ! " u . a . : „Es ist unwahr , daß die NSDAP , gefetz- »bzw . verfassungswidrige Bestrebungen verfolgt . Die NSDAP ,ist und bleibt eine Partei , die ihre Ziele nur auf legalem Wegezu erreichen sucht. Bis zur grundsätzlichen gerichtlichen Entfchei -
düng über die Regierungserklärung sind alle Reichs - , Staats -und Gemeindebeamte , die Parteiämter innehaben , beurlaubt ."

In einer Kurzen Anfrage der Nationalsozialistischen Land -
kagsfraktion wird die Regierung um Auskunft ersucht , ob vondem Verbot der Betätigung badischer Beamten für die NSDAP ,auch die Betätigung in den Organen der Selbstverwaltung , im
Landtag oder Reichstag betroffen wird .

Die Nationalsozialistische Landtagssraktion fordert in ei,>emAntrag , die badische Regierung solle bei der ReichSregiernngdahin wirken , daß für die Dauer des Verbots der SA . undSS . auch die anderen parteipolitischen Selbstschutzformationen ,wie Reichsbanner , Eiserne Front , Antisa , Badenwacht verbotenwerden .

Aus des 4andeshauvtttadt
Nationalsozialistische Demonstrationen ÄZu den nationalsozialistischen Demonstrationen am D^ ?

nerstagabend wird uns geschrieben :
Die Demonstrationen der Nationalsozialisten , die offenbarmit der Auflösung der SA im Zusammenhang stehen, und die

sich nach dem unten wiedergegebenen Polizeibericht auch am
Donnerstag wiederholten , sind zweifellos planmäßig veran -
staltet , um eine künstliche Erreg,mg und dainit Störungen der
öffentlichen Ruhe und Ordnung herbeizuführen . Die hiesige
Führung der Nationalsozialisten scheint jetzt das durchführen
zu wollen , was sie im „Führer " Rr . 75 vom 29. März 1931
angekündigt hat . Damals war kurz vorher im Landtag eine
Förmliche Anfrage (Nr . 39) eingebracht worden , in der be-
hauptet wurde , das Ministerium des Innern sammle Material
gegen die SA ., um gelegentlich ein Verbot herbeiführen zu kön-
nen . In dem erwähnten Artikel des „Führer " vom 29. Märzwurde diese Behauptung wiederholt . Dann hieß es :

„Falls es der badischen Regierung angenehmer ist, statt miteiwem geschlossenen disziplinierte » Verbünd , der fest in der
Hand seiner verantwortlichen Führer liegt und jederzeit kon-

«
wllierbar ist. mit einer unzusammenhängenden Masse ver -itterter junger Menschen , für deren Tun und Lassen dieN^ DAP . dann selbstverständlich jede Verantwortung ableh -nen mutz , zu tun zu haben , so mag sie immerhin verbieten ."
„Die Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei lehn «

jedenfalls vom Augenblick eines SA .-Verbots an jede Verant -
wortung für die ihrer Autorität enthobenen Leute ab . "

„Sie wird Vorgänge , welche heute dank der Disziplin del
geschlossenen SA . ansgefchloffen sind , die aber mit dem Augen -blick einer Auflösung sehr wohl in den Bereich des Möglichengerückt werden dürften , nicht billigen , aber sie wird Verstäiw -ms haben , für die maßlose Verbitterung , welche ein derart
ungerechtes und ungerechtfertigtes Borgehen in den Reihender Betroffenen erzeugt . Die baöifche Regierung müsse sichdas weislich durch den Kopf gehen lassen , ehe unübersehbaresUnheil angerichtet wird .

"

Es besteht kein Zweifel , daß die Führer der Nationalfozia -
listen die dainals ausgesprochene Drohung jevt , wo das Ber -
bot der SA . von Reichs wegen praktisch geworden ist , zu ver -
wirklichen suchen, die jungen Leute anfhebcn und ans die
Straße schicken . Bon einer „Erregung in der Bevölkerung "
ist keine « pur vorhanden . Die Demonstranten sind lediglich
junge Leute , die offenbar mit Wiffen des Stabslciters des
Gausturms Baden der SA ., Moraller , der heute de » Rang
eines Standartenführers «Regimentskommandeurs ) beklei!»»»
und schon im vorigen Jahre unter dem Namen „Rimps " ist?
den Fall der Auflösung der SA . im „Führer " Rr . 75 Demon -
stratione » angekündigt hat , auf die Straße geschickt werde.« ,um eine Erregung der Bevölkerung vorzutäuschen , um Ruhr -
stürungeu hervorzurufen . Dieses Treiben wird die Polizei
unter gar keinen Umständen dulden und vor de » schärfste,»
Maßnahmen nicht zurückschrecken, wenn weitere Demonstra -
tionsversnche unternommen werden .

*
Der Polizeibericht meldet :
Am Donnerstag kam es in der Kaiserstraße Mische » Markt -

platz uud Kreuzftraße , insbesondere am „Führer " -Verlag , wie-
derholt zu kleineren und größeren Ansammlungen meist halb -
wüchsiger Burschen , -so das^ die Polizei inehrere Male .' ingreisen
mußte . Diese Zusammenrottungen , die planmäßig bald hier
bald dort in Erscheinung traten , nahmen nach Keschäftsschlutz
einen derartigen Umfang an , daß die Polizei die ganz« mitt -
lere . Kaiserstraße von der Ritter - bis zur Kreuzstratze , sowie
den Marktplatz imd die KarI -Friedrich - <- traße vom Zirkel biS
Rondellplatz säubern und läi ^ ere Zeit abgesperrt halte »
mußte . Dahei wurde der Polizei verschiedentlich Widerstand
entgegengesetzt , der unter Anwendung des Gummiknüppel »
gebrochen wurde . Auch außerhalb der Absperrung mutzten w,e -
derholt Ansammlungen und Sprechchöre der Nationalsoziali »
sten durch starke Polizeistreifen aufgelöst werden . Znsgesamt
gelangten 36 Personen zur Festnahme . Um Mitternacht wardie Ruhe wieder soweit hergestellt , so daß die Absperrung
aufgehoben werden konnte .

Da das Gebäude des „Führer " - Aerlags Mittelpunkt der An»
sammlungen war , und die Störungen von diesem >-ieiiü» ö«
gefördert worden sind , wurde der Gauleitung der RSDAV .
die polizeiliche Schließung des Hauses für de» Fall der Wie .
derholuug der gestrigen Vorgänge augedroht .



Der Levita -Prozeß
Im Lc» ita -Beruf « ng^prozcß wurde am Donnerstag mit der

Zeugenvernehmung begonnen . Kurt Heldern , Geschäftsführer
bei der Reemtsma , gab auf Befragen noch einnial sie Gründe
bekannt , d 'c z» Sei :, Kaufangebot der Broschüre Levitas ge-
führt haben . Ministerialdirektor Schröter vom Reichssinanz -
Ministerium ectlnclc unter Eid , er sei weder bestochen worden ,
noch habe er sich überhaupt mit einem Angehörigen des Tabak -
.-»ewerbes eingelassen . Ais weitere Zeugen werden u . a . Ge -
neraldirektor Karl Bergmann (Dresden ) und Philipp Reemts -
ina (Altona ) vernommen . Die heutigen Aussagen dieser Zeu -
gen stimmen im wesentlichen mit ihren in der ersten Verhand¬
lung gemachten Bekundungen überein . Aus der weiteren Zeu -
geueinvernahme geht hervor , daß dem sog. Reichstreuhünder
Schulte von verschiedenen Fabrikanten Schmiergelder gezahlt
wurden , und daß dieser ein Interesse daran hatte , das Er -
scheinen der Broschüre Levitas zu verhindern .

Der Zeuge , der frühere Zigarettenfabrikant Adolf Lummel
in Dresden , machte über Dr. Schulte sensationelle Angaben ,
indem er diesen nicht nnr als einen Mann , der Schmiergelder
erhielt , sondern auch als einen Erpresser bezeichnete . Nur
diejenigen Betriebe seien nicht untergegangen , die an Dr.
Schulte Erpressungsgelder gezahlt hätten . Die Firma Berg -
mann Zum Beispiel habe ihni ohne Quittung 5V 000 JM be¬
zahlt . und später noch mehr Geld gegeben . Unter Aufmerk -
samkeit aller Anwesenden erklärt Lummel , c>aß Dr. Schulte
ihn selbst zu erpressen versucht habe und sich ihm gegenüber
als Sachwalter des Konzerns offen ausgegeben habe . Der
Zeuge Ministerialrat Schröter kann zu den gegen vr . Schulte
erhobenen Vorwürfen nichts sagen . Generaldirektor Berg -
mann führte aus , daß er im Laufe der Jahre an vr . Schulte
Hunderttausende von Mark bezahlt habe , einmal als Voraus -
zahlung , dann als „Beitrag für eine neue Büroeinrichtung "
usw . Viele Fabrikanten hätten Angst vor ihni gehabt . Daß
Dr. Schulte mit Reemtsma gut gestanden sei, sei kein Geheim -
nis gewesen .

Gegen 9 lthr abends wurde die Sitzung vertagt .

Wetterbericht der Badischen Landesweiterwarte Karlsruhe ,
von Freitagmorge « : Die Wetterlage hat sich wesentlich geän¬
dert . Eine im Südosten Europas liegende Zyklone beginnt
ihren Einfluß in nordwestlicher Richtung zu erweitern , wobei
i » Süddeutschland von Osten her Bewölkung aufgezogen ist .
ÄKe bei England liegende Zyklone ist zwar gleichfalls näher -
gerückt , doch überwiegt bei uns gegenwärtig noch der Einfluß
der südöstlichen Zyklone . Das bisherige Westwetter ist deshalb
unterbrochen und wir werden bis auf weiteres Luftzufuhr
aus Osten erhalteil . Boraussage : Meist trübe und regnerisch
bei nordöstlichen Winden .

GemetttdevmMevan
Aus dem Mannheimer Bezirksrat . Nachdem kürzlich schon

der Bezirksrat über die Beschwerden von einigen Altlußhei -
mer Tabakpflanzern zu entscheiden hatte , standen in der letz -
ten Bezirksratssitzung die Beschwerden von Tabakpflanzern
aus Mannheim , Feudenheim , Reilingen und Ketsch zur Be -
ratung . In dem Feudenheimer Fall konnte eine Zuteilung aus
dem Kontingent eines fortziehenden Pflanzers gegeben wer -
den , dagegen wurde die Beschwerde aus Reilingen als unbe -
gründet verworfen . Hinsichtlich der Beschwerden mehrerer
Pflanzer aus Ketsch war der Bezirksrat der Ansicht , daß in
einzelnen Fälleil unbillige Härte vorliege und eine Mehrzu -

Reitling M "l>e^ rwsrrm sei .^ MMen " aber noch weiiere Ev -
Hebungen gemacht werden , weshalb die Sache vertagt wurde .
Der Landrat wird die Untersuchung selbst führen . jgj

ttnt das Schicksal der Bühlertalbahn . Der Kreisrat Baden -
Baden hat einen Beitrag für die Bühlertalbahn abgelehnt ,
nachdem die Stadt Bühl und die Gemeinden Altschweier und
Bühlertal kein besonderes Interesse an der genannteil Bahn
bekundet haben und sich an einem Beitrag nicht beteiligeil
wollen .

Die Gasfernversorgung Oberbaden . Die Gasfernversor -
gung Oberbaden G . m .b .H .. die über ein Stammkapital von
100 000 RM . verfügt , welches sich in den Händen der Allge -
meinen Energieversorgung AG ., Heidelberg , und der stadt
Freiburg befindet , hat am g. April ihre Gesellschafterver-
sammlung über das Geschäftsjahr 1981 in Freiburg abge -
halten . Es war das erste vollständige Betriebsjahr seit Er -
richtung des Unternehmens im Fahre 1926 . Die Gesellschaft
versorgt bekanntlich das Gebiet südlich von Freiburg mit den
Orten St . Georgen bei Freiburg , Kirchhofen , Staufen , Sulz -
bürg , Krozingen , Heitersheim , Müllheim , Badenweiler , Sulz -
einer Einwohnerzahl von 21360 Köpfen . Angeschlossen
waren Ende 1931 2164 Abnehmer , gegenüber 1631 Abrieh -
mer Ende 1930. Das Unternehmen hat sich trotz der Uli -
giinst . der Zeiten recht zufriedenstellend entwickelt nnd auch
einen angemessenen Betriebsüberschuß erbracht , aus dem ei »
erheblicher Teil des Zinsendienstes bestritten werden konnte.
Von Bedeutung ist weiter , daß Bankschulden, wie überhaupt
Verpflichtungen an Außenstände nicht vorhanden sind , da
die Finanzierung durch den Hauptgesellschafter , die Allgem .
Energieversorgung AG ., Heidelberg , erfolgte . Von Interesse
ist ferner , daß die Gesellschafterversammlung die Neueinfüh¬
rung eines Blocktarifes beschlossen hat , der den Abnehmern
eine wesentliche Verbilligung des Gasbezugs bringen wird.

«PCWwCiC Ilfful P lIl H wW fTTtff vHFi 1? ? ff
Die « nfWtmg der SA . und SS .

DZ . Mannheim , 14. April . In den gestrigen Abendstunden
marschierten Angehörige der NSDAP , in mehreren Trupps
vom Bahnhof durch den Kaiserring » ach der Heidelberger
Straße . Beim Erscheinen der Polizei ergriffen sie die Flucht .
Acht Personen , die an dem Aufzug beteiligt waren , wurden
festgenommen . Sie wurden ins Bezirksgefängnis eingeliefert .

DZ . Heidelberg , 15 . April . Die Polizei besetzte gestern abend
das Haus der Nationalsozialistischen Partei in der Geisberg -
straße vorübergehend . Sie wollte es völlig schließen , weil sie
der Annahme war , daß es in erster Linie als Heim der ^ -A.
und SS . benutzt werde , begnügte sich dann aber mit der Be¬
schlagnahme einiger Schriften und Ausrüstungsstücke . Lei
mehreren führenden Persönlichkeiten der Nationalsozialisten
wurden Haussuchungen vorgenommen . Spät abends gab es
in der Hauptstraße mehrfach Ansammlungen , die von der Po -
lizei aufgelöst wurden , wobei einige Male auch der Gummi -
knüppel angewendet wurde .

DZ . Schwetzingen , 14. April . Wie man hört , wurde auf der
hiesigen Gemarkung bereits gestern der erste Spargel gesto-
chen. Durch das unbeständige

"
Wetter ist jedoch damit zu rech-

nen , daß erst Ende April der Spargelmarkt eröffnet werden
dürfte .

bld . Goldscheuer (bei Kehl ) , 14 . April . Das Wasser - und
Straßenbauamt Offenburg hat im Laufe der letzten Monate
an der Straße zwischen Marlen und Kehl -Snndbtim die sehr
schlecht übersehbare Kurve beim ehemaligen Zwischenwerk ge-
broche» und die Straße wesentlich verbreitert . Dadurch ist
einer de » gefährlichste » Berkehrspnnkte , die schon oft große
Unfälle verursacht hat . endlich beseitigt .

Sandel und snvttthatt
Devisennotierungen der Reichsbank

«Amtlich «
!5 aprii 14 . April

G«ld « r >t « tid «riet
Amsterdam 100 G. 170 .68 171-02 170 .68 171.02
Kopenhagen 100 Kr. 86 .91 87 .09 86 .91 87 .09
Italien . . 100 L . 21 .63 21 .67 21 .63 21 .67
London . 1 Pfd . 15 .88 15 .29 15 .92 15.96
New York . 1 D . 4 .209 4 .217 4 .209 4 .217
Paris . . . 100 Fr . 16 .61 16.65 16.61 16.65
Schweiz ■ - 100 Fr . 81 .87 82 .03 81 .92 . 82 .08
Wien 100 Schilling 49 .95 50 .05 49.95 50.05
Prag . . . . 100 Kr ' 12.465 12.48i 12.465 12 .485

Von den Börsen
Nach nahezu 7 Monaten ist in dieser Woche der normale

Börsenverkehr mit amtlicher Kursfestsetzung wieder aufgenom -
men worden . Die Eröffnung verlief ruhig und auch technisch
verhältnismäßig befriedigend . Das Publikum , das noch nicht
orientiert war , hielt sich noch sehr zurück . Auf dem Markt für
Kassa - und Rentenwerte mußten viele Kurse gestrichen wer -
den . Die . Tendenz war im Hinblick aus die fortdauernde
Schrumpfung in allen Teilen der Wirtschaft , dann aber auch
unter dem Einfluß der ungünstigen Auslandsbörsen allge -
mein schwächer. Die Spekulation , die auf Baisse eingestellt
war , operierte auch mit Befürchtungen wegen der Preußen -
Wahlen . Die Kursrückgänge betrugen aber selten mehr als
1 - 2 Pro .; .

Auf dem Geldmarkt ist eine gewisse Erleichterung eingetre -
ten . der ' Prlvatoiskont wnrde mehrmals herabgesetzt , aber auch
die Reichsbankrate wurde endlich von 6 auf 5.5 Proz . ermä¬
ßigt . Einer stärkeren Diskontsenkung , die die Wirtschaft ge-
wüns ^ t hatte , standen vor allem devisenpolitische Gründe eilt -
gegen . Die Devisenlage ist weiterhin sehr angespannt , aber
nicht so besorgniserregend , wie sie von mancher Seite hinge -
stellt wird . Reichsfinanzminister Dr . Dietrich erklärte sogar ,
daß die Reichsbank trotz ihres geringen Goldbestandes heute
in viel besserer Verfassung sei als im Vorjahr . Entsprechend
der Ermäßigung des Reichsbankdiskontsatzes um 'A Prozent
haben auch die übrigen Kreditinstitute ihre Zinssätze herab -
gefetzt . Über die kurzfristigen Auslandsschulden der öffentlichen
Hand wird in der Reichsbank noch verhandelt . Sehr schwierig
ist die Lösung der Zinsfrage .

Der Londoner Feingoldpreis
Nach einer Bekanntmachung der Reichsbank (Statist . Abtei -

lung ) vom 13 . April 1932 beträgt der Londoner Goldpreis am
13 . April 1932 für eine Unze Feingold 109 sh , 5 cl. in deut¬
sche Währung nach dem Berliner Mittelkurs sür ein englisches
Pfund vom 13 . April 1932 mit 15,96 Ml umgerechnet 87,3145
Reichsmark , für ein Gramm Feingold demnach 42,2139 pence ,
in deutsche Währung umgerechnet 2,80723 ffll .

Karlsruher Lebensversicherungsbank A.-G . — Söder «
Reingewinn , niedrigere Aktionärdividende von 10 Proz . (i . V .
12 Proz . ) , Stärkung der inneren Reserven .— Das Geschäfts -
ergebnis ist trotz der Wirtschaftskrise befriedigend . Der Iah -
resüberschuß beträgt 5 610 477 RM . (i . V . 5 555 031 RM . ) trotz
Reserveftellung von 1 Mill . RM . für etwa kommende Abfchrei -
bnngsbedürfnisse aller Art und direkten Abschreibungen von
534 192 RM . SatzuilgSmäßig fließen an die Gewinnreserve
der Versicherten 5 049 429 RM . (4 999 528 RM .) . Im einzelnen
wurden vereinnahmt an Prämien 26,1 Mill . RM . (i . V . 25,4 ) ,

Stellenausschrewen
Die Borstandsstelle des städt . Forstamts Heidelberg

ist auf 1 . August 1932 neu zu besetzen.
Bewerber , welche die Staatsprüfung für den höheren

badifchen Staatssorstverwaltungsdienst bestanden haben .
Wollen ihr Bewerbungsschreiben mit Angabe der Ge -
Haltsansprüche unter Anschluß einer beglaubigten
Abschrift des Prüfungszeugnisses , eines handschriftlich
geschriebenen Lebenslaufes und einer Darstellung
der bisherigen Dienstlaufbahn bis längstens zum
15 . Mai l. I anher einreichen. L .818

Heidelberg , den 14. April 1932.
Der Oberbürgermeister .

R .8S0 . Bruchsal . Kon¬
kursverfahren über das
Vermögen des Eduard Al-
brecht, Schuhmacher,neister
in Langenbrücken ist zur
Abnahme der Schlußrech-
mmg , zur Erhebung von
Einwendungen gegen das
Verzeichnis der bei der Ver-
teilang zu berücksichtigender !
Forderungen , zur Beschluß-
fägung über die nicht ver-
toerKaren Vermögensstücke

sowie zur Festsetzung der
Vergütung und Auslagen
des Verwalters Schlußter -
min und zur Prüfung der
nachträglich angemeldeten
Forderungen besonderer
Prüfuugstermin bestimmt
auf : Donnerstag, de« 12 .
Mai 1932, »arm . 11 Uhr,
vor dem Amtsgericht , 1 .
Stock. Zimmer Nr 8.
Bruchsal , den 12 . April
1932 . Amtsgericht IV .

B -934 . Karlsruhe . Über
das Vermögen der Kom -
manditgesellschaft Gebr.
Hensel , Fleischwarenfabrik
in Karlsruhe , Kronen -
straße 33, sowie über das
Vermögen von deren per -
sönlich haftenden Gesell -
schaftern Adolf Hensel in
Karlsruhe , Kronenstraße 33
und Stefan Gärtner in
Karlsruhe , Marie - Alexan -
dra - Straße 24, wurde heute
nachmittag 5 Uhr das Ver -
gleichsverfahren zur Ab-
Wendung des Konkurses
eröffnet . Bertranensper -
son ist : Rechtsanwalt Dr.
Keßler in Karlsruhe , Rit -
terstraße 3 . BergleichSter -
min ist am Dienstag , den
24. Mai 19Z2, vormittags'A10 Rhr , vor dein Amts -
gericht Karlsruhe , Aka-
demiestraße 4, 2 . Stock,
Zimmer Nr . 131 . Der An -
trag auf Eröffnung des
Versahrens nebst Anlagen ,
sowie das Ergebnis " ' der
weiteren Ermittlungen sind

auf der Geschäftsstelle zur
Einsicht der Beteiligten
niedergelegt . Karlsruhe ,
den 12. April 1932 . Ge -
schäftsstelle des Amtsge -
richts A 3.

B935 . Karlsruhe . Im
Konkursverfahren Über das
Vermögen derSchafserGilde
e. G . >» . b . H. in Karlsruhe
ist Termin zur Erklärung
über die Vorschußberech -
nung besinn int aus : Frei¬
tag , de» 22 . April 1932, «ach -
mittags 3 Uhr , vor das
AmtsgerichtKarlsruhe . Aka-
deiniestr . 4 , 2 . Stock. Zim¬
mer 131 . Die Berechnung
ist zur Einsicht der Betei -
ligten auf der Geschäfts -
stelle des Amtsgerichts
niedergelegt . Karlsruhe ,
den 12. April 1932 . Geichafto -
stelle Bad. Amtsgerichts A 7.

MWs LanbestheM
Samstag , den 14.April 1932
' 023 . Th .-Gem . 901- 1000

Wir werben für Sief
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Von Offenbach
Dirigent : Krips

Regie : Dr . Waag
Mitwirkende :

Blank , Haberkorn, Winter ,
I . Grötzinger, Hospach,
Kaliibach, Kiefer , Löser,

Nentwig , Oerner
Anfang 20 . Ende nach 22^
Preise D '0,90 - 5.70 SM)

So . 17 . 4. Morgenfeier
„Wilhelm Busch" . Nachm. :
Der Wildschütz . Abends '
Rigol etto . Im Konzerthaus :

Zur goldenen Liebe.

an Zinjen und Mieten 6,25 Mill . RM . (4,9 ) , an sonstigem
Gewinn 0,4 Mill . RM . (0,ö>. Zahlungen wurden geleistet u . a .
für fällige Versicherungen 5,2 Mill . RM . (4,3 ), für Rückkäufe
1,8 Mill . RM . (0,57 ) , für Gewinnanteile an Versicherte für
das laufende Versicherungsjahr 4.0 Mill . RM . (3.2 ), für Ver »
waltungskosten 3,85 Mill . RM . ( 4.6) . Die Bilanz weist an Ak¬
tiven aus 137,3 Mill . RM . (i . V . 123,7 ) , worunter fallen
Grundbesitz 7 .63 Mill . RM . (7.67 ) . Hypotheken 74.37 Mill .
Reichsmark (67,26 ) . Forderungen gegen öffentliche Hand 21,34
Millionen RM . (20,3 ) , Wertpapiere und Beteiligungen 13,4
Millionen RM . (9,9) , Versichertendarlehen 8,0 Mill . RM . (4,t>>,
Bankguthaben 1,6 Mill . RM . ( 1,4) . In den Passiven crsche . .
neil u . a . Gewinnreserve der Versicherten 14,19 Mill . RM .
>13,5 ) , Abschreibungsreserve 1 Mill . RM . (— ) , Gebändeerneue -
rungssonds 0,35 Mill . RM . (0,25 ) . Aus dem Nettoreingewinn
von 5L1947 RM . wird u . a . vorgeschlagen : Zuweisung an den
Gebäudecrneuerungsfonds 150 000 RM ., der damit 500 000
Reichsmark erreicht , 10 Proz . Aktionärdividende 240 000 RM .,
außersatznngsrnäßig an die Gewinnreserve der Versicherten
133 447 RM .. diese erreicht damit 19,36 Mill . RM . ( 18,18)
Die Versicherten erhalten die gleichen Dividendensätze wie im
Vorjahre , soweit Reichsmarkversichernngen in Frage kommen
Die Goldmarkdividende wurde geringfügig gesenkt . Bestärk
an Kapitalversicherungen (ausschl . Auswertung ) 562,78 Mill .
Reichsmark ) 550,91 ) , demnach Reinzumachs 11,9 Mill . RM ,
Versicherungssumme . Gesamtbestand (einschl . Aufwertung mtS
Renten ) 616,08 Mill . RM . (609,55 ) . -

Die Handelskammer Freiburg mit dem niedrigste » Umlage -
sah. Am Dienstag hielt die Handelskammer für den Kreis
Freiburg ihre diesjährige Generalversammlung ab . Der Etat
der Kammer ist mit einer Beitragssumme von 43 900 Mi aus -
geglichen . Dies bedeutet eine Ermäßigung des Nmlagesatzes
gegenüber dem Vorjahre von 12J4 Proz . Da der Umlagefuß
zuletzt um 20 Proz . gesenkt worden war , ist somit in den letz -
ten zwei Jahren eine Gesamtsenkung von 32X- Proz . zu ver -
zeichnen . Mit einem Satz von 2,8 steht die Handelskam¬
mer Freiburg unter den badischen Kammern mit am niedrig -
sten da . Hierbei wurden wesentliche Steuerrückfälle infolge
der sehr schlechten Wirtschaftslage bereits in Rücksicht gezogen
Dem Umlagesatz wurde einstimmig zugestimmt .

Gläubigerversammlnng des Bankhauses Fünfgelt in Horn -
berg . In Hornberg fand eine Gläubigerversammlung des
Bankhauses Fünfgelt statt , das am 15. Februar 1932 seine
Zahlungen eingestellt hat . Der Grund der Zahlungseinstel -
lung war in erster Linie der Zusammenbruch der Südwestdeut -
schen Hartsteinindustrie in Hornberg , der größten Schuldnerin
der Bank , und schließlich auch das unglückliche Effektengeschäft .
Nach dem Status stehen 138 000 RM . Passiven 72 000 RM .
Aktiven gegenüber . Es werden 43 Proz . geboten . Ein Liqui -
dationsvergleich soll abgeschlossen werden . Dem Vorschlag
wurde zugestimmt nachdem die Vergleichsdividende auf
50 Proz . erhöht worden ist. Forderungen bis zu 50 RM .
sollen voll ausbezahlt werden .

«Staatsanzeigev
Buchmacher in Mannheim .

Dem Simon Pfisterer in Mannheim wurde die Erlaubnis
erteilt , bis 31. Dezember 1932 im Hause O 7. 24 in Mann¬
heim , sowie anläßlich der vom Badischen Rennverein veran -
stalteten Rennen auf der Mannheimer Rennbahn gewerbs -
mäßig Wetten bei öffentlichen Leistungsprüfungen für Pferde
abzuschließen .

Karlsruhe , den 11 . April 1932.
Der Minister des Innern .

Erste juristische Staatsprüfung im
Frühjahr 1932.

Die erste juristische Staatsprüfung im Frühjahr 1932 haben
folgende Rechtskandidaten bestanden :

Auerbach Franz -Ludwig aus Mannheim , Baer Hans aus
Karlsruhe , Bargatzky Walter aus Baden - Baden , Baschang
Helmut aus Freistett , Ehret Hans aus Heidelberg , Eisinger
Herbert aus Freiburg . Elchlepp Rudi aus Freiburg , Fürst
Walther aus Wertheim , Gras Johann aus Heidelberg ,
Haberer Leo aus Konstanz , Häßler Albert aus Villingen ,
Hagmann Emil aus Neulußheim , Halter Otto aus Baden -
Baden , Hebting Gerhard aus Müllheim , Heiler Johannes
aus Wertheim , Hofmann Berthold aus Karlsruhe , Hofmann
Hermann aus Straßburg , Kappler Willi aus Karlsruhe ,
Kern Otto aus Radolfzell , Köbner Hans aus Mannheini ,
Koepfer Hermann aus Schönau , Lanz Johann - Peter aus
Mannheim , Lau Friedrich aus Offenbnrg , Lehmann Char¬
lotte aus Mannheim , Levy Fritz aus Heidelberg , Lev» Kurt
aus Frankfurt a . M ., Maisenhölder Maximilian aus Mann -
heim , Mannherz Otto aus Heidelberg , Mareello Ernst aus
New Kork, Marggraf Herbert aus Baden -Baden , Pallmert
Richard aus Karlsruhe , Rennert Edgar aus Mannheim .
Schelle Anton aus Konstanz , Schöninger Eugen aus Pforz »
heim , Schott Arthur aus Baden -Baden , Stock Werner aus
Mannheim , Stöcklin Wilhelm aus Heidelberg . Streng
Arnold aus Mannheim , Tubach Friedrich aus Mannheim ,
Vollmer Herbert aus Colmar , Weil Hilde aus Bruchsal ,
Wertheimer Ilse aus Mannheim , Zimmermann Heinrich a » A
Walldürn , Ziser Eugen aus Ossenburg .

Karlsruhe , den 11 . April 1932.
Der Justizminister

, I . V . : Dr . ® chmidt

DIE BEILAGEN
der

KARLSRUHER ZEITUNG
( Badifcher StaatSanzeiger )

Ientralhandelsregister f. Baden
Bad .gentralanzeiger fürBeamte
Wissenschaft und Bildung
Badische Kultur und Geschichte

BadischeWohlfahrtsblStter
Amtl . Berichte d . Bad . Landtags

machen sie zu einem diel -
beachteten JnsertionSorgan

Inserieren auch Siel
Sie werden bestimmt zufrieden sein

Drück G . Braun . Karlsruhe
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